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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Kai Gehring, Margarete Bause, Omid Nouripour, 

Dr. Franziska Brantner, Agnieszka Brugger, Uwe Kekeritz, Katja Keul, 

Dr. Tobias Lindner, Cem Özdemir, Claudia Roth (Augsburg), Manuel Sarrazin, 
Dr. Frithjof Schmidt, Jürgen Trittin, Ottmar von Holtz, Sven Lehmann, 

Ulle Schauws und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Menschenrechtslage in Ägypten 


Vor der Präsidentschaftswahl in Ägypten vom 26. bis 28. März 2018 hat sich die 
Menschenrechtslage in Ägypten weiterhin zugespitzt. Zahlreiche Berichte bele¬ 
gen schwere Menschenrechtsverletzungen und eine Drangsalierung der Zivilge¬ 
sellschaft, die 2017 eskalierte (vgl. Länderkapitel Ägypten im Jahresbericht 
2017/18 von Ämnesty International). Ällein im letzten Jahr würden tausende 
Menschen von den Sicherheitskräften willkürlich verhaftet, gefoltert, anderweitig 
misshandelt oder „verschwanden“. Zahlreiche Personen wurden Opfer außerge¬ 
richtlicher Hinrichtungen. Es gab unfaire Massenprozesse vor Zivil- und Militär¬ 
gerichten (vgl. Länderkapitel Ägypten im Jahresbericht 2017/18 von Ämnesty 
International). Die Bundesregierung zeigt sich seit geraumer Zeit „besorgt“ über 
die Menschenrechtslage in Ägypten (vgl. Äntwort auf Frage 1 auf die Kleine Än- 
frage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 18/10437). Den¬ 
noch steigen die deutschen Rüstungsexporte in das Land seit Jahren (vgl. 
www.taz.de/! 5471852/). 

Trotz der von Präsident Äbdel Fattah al-Sisi immer wieder behaupteten Fort¬ 
schritte Ägyptens bei der Demokratisierung (vgl. u. a. www.bbc.com/news/ 
world-middle-east-34723002) ist die Präsidentschaftswahl nach Presseberichten 
weder frei noch fair (vgl. www.hrw.org/news/2018/02/13/egypt-planned- 
presidential-vote-neither-free-nor-fair). Der amtierende Präsident unterdrückt 
jegliche Opposition und abweichende Meinungen. Seine erste Ämtszeit ist von 
gezielten Maßnahmen geprägt, um sämtliche Freiräume zivilgesellschaftlichen 
Handelns und offener politischer Debatte einzuschränken. Zivilgesellschaftliche 
Akteure sind Diffamierungen, Drohungen, Gewalt und Inhaftierungen ausgesetzt 
(„shrinking spaces“). Die Pressefreiheit ist stark eingeschränkt. Der Präsident 
sprach davon, Kritik an den Sicherheitsorganen des Landes komme „Hochverrat“ 
gleich (vgl. www.economist.eom/news/middle-east-and-afnca/21738390-his-tone- 
has-tumed-dark-threats-and-talk-conspiracies-ahead). Besonders Homosexuelle 
sahen sich in den letzten Monaten einer Diffamierungskampagne und Verhaf¬ 
tungswelle durch die Regierung ausgesetzt (www.queer.de/detail.php7article_ 
id=29797). 

Diese repressive Politik führt nicht zu einer Stabilisierung Ägyptens. Die Zahl der 
Anschläge, besonders auf Minderheiten wie die etwa 10 Prozent koptischen 
Christen im Land, steigt beständig an. Die Sicherheitslage auf der Sinai-Halbinsel 
verschärft sich (www.tagesschau.de/ausland/sinai-137.html). 
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Auch wirtschaftlich bleiben weite Teile der Gesellschaft abgehängt. Die Rekord¬ 
inflation trifft vor allem ärmere Bevölkerungsschichten und hat zu einer noch 
stärkeren Polarisierung der Wohlstandsverteilung geführt (vgl. www.europarl. 
europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/603858/EXPO_STU(2018)603858_EN.pdf). 

Im Sinne einer langfristigen Stabilität muss die Bundesregierung nach Ansicht 
der Fragestellenden eine klare Haltung zu den schweren Menschenrechtsverlet¬ 
zungen und der zunehmenden Einschränkung politischer und wirtschaftlicher 
Rechte großer Bevölkerungsteile einnehmen und daran ihren weiteren Umgang 
mit dem Land orientieren. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Inwiefern hält sich Ägypten nach Kenntnis der Bundesregierung an das Fol¬ 
terverbot nach Artikel 5 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte? 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über den Einsatz von Folter zur 
Erzwingung vermeintlicher Geständnisse durch ägyptische Sicherheitskräfte 
und den Umgang der Justiz mit solchen Praktiken? 

2. Inwiefern fordert die Bundesregierang von der ägyptischen Regierung die 
Einhaltung der Menschenrechte ein, und welche Erfolge hat sie dabei erzielt? 

3. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der prekären Lage der 
Menschenrechte in Ägypten für die zwischenstaatliche Zusammenarbeit, und 
inwiefern nimmt sie die Präsidentschaftswahl zum Anlass zu einer Überprü- 
füng ihres bisherigen Vorgehens? 

4. Inwiefern plant die Bundesregierung aus menschenrechtspolitischen Grün¬ 
den Veränderungen ihrer Rüstungsexportpolitik gegenüber Ägypten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung Art und Umfang der deutschen Rüstungs¬ 
exporte nach Ägypten auf Grundlage der Rüstungsexportrichtlinien? 

Wie stellt sie sicher, dass keine deutschen Rüstungsgüter für menschen¬ 
rechtswidrige Praktiken genutzt werden? 

5. Inwiefern kann die Bundesregierung sicherslellen, dass von Deulschland ge¬ 
lieferte Waffen nicht im Kampf auf der Sinai-Halbinsel eingesetzt werden? 

6. Wie positioniert sich die Bundesregierung innerhalb der Europäischen Union 
zur Zusammenarbeit mit Ägypten, womit begründet sie ihre Haltung, und 
welche gemeinsamen Anstrengungen unternimmt Deutschland mit der EU 
zur Verbesserung der Menschenrechtslage in Ägypten? 

7. Inwiefern schließl sich die Bundesregierung den Ergebnissen der vom EU- 
Parlament beauftragten Ägypten-Studie an, derzufolge eine „klare Haltung“ 
der EU angesichts der brutalen Menschenrechtsverstöße in Ägypten vonnö¬ 
ten sei, und wenn ja, welche Schritte unternimmt sie dazu (vgl. www.europarl. 
europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/603858/EXPO_STU(2018)603858_ 
EN.pdf, S. 39)? 

8. Zu welchen konkreten Ergebnissen hat der Assoziationsrat EU-Agypten ge¬ 
führt, der im Juli 2017 ersimals seil 2011 wieder zusammen Iral (vgl. Län¬ 
derkapitel Ägypten im Jahresbericht 2017/18 von Amnesty International), 
und welche menschenrechtspolitischen Auswirkungen haben nach Kenntnis 
der Bundesregierung diese Beratungen? 

9. Wie wirkten sich nach Kenntnis der Bundesregierung die im April 2017 vom 
Präsidenten Unterzeichneten Gesetzesänderangen aus, die Garantien für faire 
Gerichtsverfahren schwächten und willkürliche Festnahmen, unbefristete 
Untersuchungshaft, Verschwindenlassen sowie die Verhängung weiterer 
Strafen erleichterten (vgl. Länderkapitel Ägypten im Jahresbericht 2017/18 
von Amnesty International)? 
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10. Wie ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Stand der Trennung von Exe¬ 
kutive, Legislative und Judikative in Ägypten? 

Wie wirkte sich das ebenfalls im April 2017 Unterzeichnete Gesetz über Jus¬ 
tizorgane (Gesetz 13/2017) aus, das den Präsidenten ermächtigte, die Vorsit¬ 
zenden der Justizorgane zu ernennen? 

11. Wie beurteilt die Bundesregierung den Fall der Frauenrechtlerin Azza Soli- 
man (www.amnesty.org/en/get-involved/take-action/speak-out-for-egypt- 
womens-rights-defender-azza-soliman/), die nach Kenntnis der Fragesteller 
mit einem Ausreiseverbot und der Beschlagnahmung ihres Vermögens be¬ 
legt wurde? 

12. Welche aktuellen Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die strafrecht¬ 
liche Verfolgung von Menschenrechtsverteidigerinnen und Menschenrechts- 
verteidigem sowie NGOs, die als »Fall 173« bekannt wurden (vgl. Länder¬ 
kapitel Ägypten im Jahresbericht 2017/18 von Amnesty International)? 

Welche Anstrengungen hat die Bundesregierung unternommen, um sich für 
die Beendigung des Verfahrens einzusetzen? 

13. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über Reiseverbote von Men¬ 
schenrechtsverteidigerinnen und Menschenrechtsverteidigem, beispiels¬ 
weise des Nadeem-Zentrums („Al Nadeem Center for Rehabilitation of Vic- 
tims of Violence“) (www.sueddeutsche.de/politik/menschenrechtspreis- 
vonamnesty-intemational-auszeichnung-fuer-die-zeuginnen-des-grauens- 
1.3839294)? 

Inwiefern sieht sie diese Reiseverbote als systematisches Mittel zur Ein¬ 
schüchterung und Unterdrückung? 

14. Inwiefern gewährleistet Ägypten nach Kenntnis der Bundesregierung die 
Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit nach Artikel 20 der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte, insbesondere im Hinblick auf Nicht-Regie¬ 
rungsorganisationen? 

15. Welche Auswirkungen hat nach Kenntnis der Bundesregierung das im Mai 
2017 Unterzeichnete Gesetz, das den Behörden weitreichende Befugnisse 
einräumt, um NGOs die offizielle Registrierung zu verweigern oder sie auf¬ 
zulösen (vgl. Länderkapitel Ägypten im Jahresbericht 2017/18 von Amnesty 
International)? 

16. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über den Status sowie die aktu¬ 
ellen Arbeitsmöglichkeiten deutscher und europäischer Organisationen 
(z. B. politische Stiftungen, Menschenrechts- und Entwicklungsorganisatio¬ 
nen sowie bei Projekten zur Förderung der Zivilgesellschaft im Rahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit)? 

a) Inwiefern hat es mit Blick auf die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Konrad-Adenauer-Stiftung ein Jahr nach der Unterzeichnung des Zusatz¬ 
protokolls zum Deutsch-Ägyptischen Kulturabkommen weitere Schritte 
„in Richtung Lösung“ (vgl. www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/ 
laender/aegypten-node/170330-zusatzprotokoll/288868) gegeben? 

b) Inwiefern gibt es mit der ägyptischen Regierung Vereinbarungen darüber, 
dass Partner der deutschen politischen Stiftungen im Land für diese Zu¬ 
sammenarbeit keine Repressionen zu befürchten haben? 
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17. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über Verhaftungen und Verur¬ 
teilungen von Journalistinnen und Journalisten in Ägypten sowie den Stand 
von Pressefreiheit und Zensur im Land? 

Inwiefern beurteilt sie die zunehmenden Repressionen auch gegenüber Jour¬ 
nalistinnen und Journalisten, die sich nicht mit im engeren Sinne politischen 
Themen befassen, als Zeichen für eine Verschlechterung der Lage (vgl. den 
Fall der Berichterstattung über die historische Straßenbahn in Alexandria: 
www.economist.eom/news/middle-east-and-africa/21738390-his-tone-has- 
tumed-dark-threats-and-talk-conspiracies-ahead)? 

18. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über Verhaftungen und Verur¬ 
teilungen von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Künstlerinnen und 
Künstler sowie Kulturschaffende in Ägypten sowie den Stand der Wissen¬ 
schaftsfreiheit und Kunstfreiheit, und inwiefern beurteilt sie die jüngsten 
Prozesse gegen Musikerinnen und Musiker wegen ihrer Liedtexte als Zei¬ 
chen für eine Verschlechterung der Lage (vgl. www.tagesschau.de/ausland/ 
musiker-aegypten-101 .html)? 

19. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über eine verschärfte Zensur 
des Internets und von Onlinemedien sowie Sozialen Netzwerken? 

20. Inwiefern hat die Bundesregierung die Sperrung des vom Auswärtigen Amt 
finanzierten Portals Qantara.de (www.taz.de/15435639/) gegenüber der 
ägyptischen Regierung thematisiert, und welche Konsequenzen zieht sie aus 
dieser Sperrung? 

21. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Verfolgung von tat¬ 
sächlichen oder vermeintlichen Mitgliedern der Muslimbruderschaft? 

22. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Haftbedingungen in 
den offiziellen Hafteinrichtungen und den Haftzentren des nationalen Ge¬ 
heimdienstes, insbesondere den Zugang zu anwaltlicher Beratung, die Ver¬ 
hängung von Einzelhaft, die Länge von Untersuchungshaft und mangelnde 
medizinische Versorgung? 

23. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung darüber, dass Sicherheitskräfte 
Menschen verschwinden lassen und Personen außergerichtlich hinrichten 
(vgl. Jahresbericht von Amnesty International 2017/2018)? 

24. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über unfaire Massenprozesse, 
die Verhängung von Todesurteilen und die Anzahl der vollstreckten Hinrich¬ 
tungen? 

25. Inwiefern teilt die Bundesregierung die Einschätzung der Fragestellenden, 
dass Frauen und Mädchen in Ägypten viel zu wenig gegen sexualisierte und 
geschlechtsspezifische Gewalt geschützt und im Gegenteil durch Gesetze 
und staatliches Handeln im täglichen Leben verstärkt diskriminiert werden? 

26. Inwiefern schützt Ägypten nach Kenntnis der Bundesregierung Mindeijäh- 
rige vor Verheiratung und gewährleistet Heiratsfähigen, ohne jede Beschrän¬ 
kung auf Grund der Rasse, der Staatsangehörigkeit oder der Religion das 
Recht, zu heiraten und eine Familie zu gründen (Artikel 16 der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte)? 

27. Inwiefern setzt Ägypten nach Kenntnis der Bundesregierung die Verpflich¬ 
tungen aus der UN-Kinderrechtskonvention um? 
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28. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung darüber, dass in Ägypten viele Men¬ 
schen aufgrund ihrer tatsächlichen oder venneintlichen sexuellen Orientierung 
festgenommen und strafrechtlich verfolgt werden, etwa nach zeigen der Regen¬ 
bogenflagge (https://netzpolitik.org/20 17/nach-zeigen-der-regenbogenflagge- 
social-media-ermittlungen-bei-verhaftungswelle-in-aegypten/)? 

Inwiefern zeichnen sich Veränderungen der rechtlichen Situation dieser 
Menschen ab, beispielsweise durch Initiativen aus dem ägyptischen Parla¬ 
ment, und hat die Bundesregierang gegen die o. g. Vorkommnisse und mög¬ 
liche Verschärfungen protestiert? 

29. Welche Einschränkungen der Religionsfreiheit bestehen nach Kenntnis der 
Bundesregierung in Ägypten, und inwiefern kam es in jüngster Zeit zu Ver¬ 
schärfungen dieser Einschränkungen? 

30. Inwiefern besteht nach Änsicht der Bundesregierung ein Klima der Straflo¬ 
sigkeit bei Übergriffen gegen ethnische, sexuelle und religiöse Minderheiten, 
insbesondere gegenüber den Kopten sowie Ätheisten? 

31. Inwiefern ist die rechtliche Lage der Kopten seit der Äntwort der Bundesre¬ 
gierung auf Frage 3 der Kleinen Änfrage von BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN 
auf Drucksache 18/10437 verbessert worden? 

32. Inwiefern gewährleistet Ägypten nach Kenntnis der Bundesregierung den 
diskriminierungsfreien Zugang und das Recht auf Bildung nach Ärtikel 26 
der Ällgemeinen Erklärung der Menschenrechte? 

33. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Verfolgung von Ärbei- 
temehmerinnen und Arbeitnehmern, die sich gewerkschaftlich organisierten, 
von ihrem Streikrecht Gebrauch machten oder unabhängige Gewerkschaften 
gründeten (vgl. Länderkapitel Ägypten im Jahresbericht 2017/18 von Ämne- 
sty International), und welche Kenntnis hat die Bundesregierung über die 
Gewährleistung elementarer Ärbeitnehmerrechte nach Ärtikel 4 der Ällge¬ 
meinen Erklärung der Menschenrechte? 

34. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Verweigerung der 
Rechte indigener Bevölkerangsgrappen in Ägypten, insbesondere die der 
binnenvertriebenen Nubier (vgl. www.amnesty.org/ en/latest/news/2017/09/ 
egypt-release-24-nubian-activists-detained-after-protest-calling-for-respect- 
of-their-cultural-rights/)? 

Berlin, den 21. März 2018 


Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion 
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